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Ordnung oder im Sinne der §§ 337 bis 339 der Straf­
prozeßordnung beruht;

b) wenn die Entscheidung der Gerechtigkeit gröblich 
widerspricht.

§ 13
(1) Der Antrag auf Kassation rechtskräftiger Entschei­

dungen ist nur innerhalb einer Frist von einem Jahr seit 
Eintritt der Rechtskraft zulässig. Ist eine Entscheidung 
zwischen dem 8. Mai 1945 und dem Tage des Inkraft­
tretens dieses Gesetzes rechtskräftig geworden und war 
bisher eine Kassation nicht möglich, so beginnt die Frist 
mit dem Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes.

(2) Der Antrag ist tatsächlich und rechtlich zu be­
gründen.

§ 14
Auf das Verfahren finden in Zivilsachen die Vorschriften 

der Zivilprozeßordnung, in Strafsachen die Vorschriften 
der Strafprozeßordnung über die Revision entsprechende 
Anwendung, soweit sich aus diesem Gesetz nichts an­
deres ergibt. § 546 der Zivilprozeßordnung findet keine 
Anwendung.

* § 15
(1) Kassationsverfahren, die beim Inkrafttreten dieses 

Gesetzes bereits bei einemOberlandesgericht anhängig sind, 
werden an das Oberste Gericht abgegeben.

(2) Sie bleiben beim Oberlandesgericht anhängig, wenn 
bereits Hauptverhandlung auf einen vor dem 1. März 1950 
liegenden Tag anberaumt ist. Die Entscheidung ergeht 
auf Grund der §§ 12 bis 14 dieses Gesetzes.

§ 16
Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten außer 

Kraft:
1. die Bekanntmachung der Landesregierung Sachsen

20*


